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Einleitung. 

liiii Blick auf einige für das sociale und wirtschaft- 
liche Leben bedeutungsvolle Institute des modernen 
Rechtes weckt in uns den Zweifel, ob die von den 
Römern so klar geschiedenen elementaren Rechtsbe- 
griffe, das dingliche Recht und das persönliche Recht, 
auch heute noch die alleinigen Grundstämme sein 
mögen, von welchen die ganze weitere Verzweigung 
im Rechtssysteme ausgeht. Dem Rechte an der Sache 
und der obligatorischen Verpflichtung stellt sich heute, 
so scheint es uns, als Dritter im Bunde das Mitglied- 
schaftsrecht, ein Statusrecht ') im rein vermögensrecht- 
lichen Sinne ebenbürtig zur Seije. 

Die Römer scheiden die vermögensrechtlichen 
Klagen in actiones in rem und in personam ; die Klage, 
mit welcher heute der Aktionär, das Mitglied der 
Genossenschaft, seinen Anspruch auf Auszahlung der 
Dividende, auf Entrichtung seines Anteils am Liqui- 
dationsei^ebnisse, auf Ausübung seiner statutarischen 
Rechte überhaupt, geltend macht, und die Klage, mit 
der anderseits die Organe einer Korporation die Er- 
füllung der statutarischen Verpflichtungen von den ein- 
zelnen Mitgliedern fordern, — diese Klage entspringt 
aber weder einer obligatio noch einer dinglichen Gewalt, 
sondern sie dient, als Mittel, der Verwirklichung eines 

') Die Zeichnung des AktiooäTS [st ein Statusakt; vgl. Lehmana, 
Das Recht der Aktien gesellscb. Bd. I, S 3Z- 



3,9,1 zedbvGOOgle 



Rechtes von eigenem Gehalt, von origineller Kraft, und 
daher selbständiger Bedeutung. Zumal in konstruktiver 
Beziehung: denn die eigentümlichen Wirkungen der 
Klage setzen notwendigerweise auch ein derselben als 
Fundament zu Grunde liegendes, eigentümlich be- 
schaffenes materielles Recht voraus. 

Wie dieses Recht geschaffen, ins Leben gerufen 
wird, welche Wirkungen alle als seine Ausflüsse be- 
zeichnet werden dürfen, — dies sind Fragen, die viel- 
leicht in ihrer ganzen Tragweite in vollem Maasse noch 
kaum gewürdigt worden sein dürften. — Könnte diesem 
Mitgliedschaftsrechte , diesem Vermögensrechte der 
natürlichen Person vielleicht nicht ein konstruktives 
Prinzip, ein Rechtsbegriff zu Grunde liegen, aus dem 
sich nicht bloss etwa das Stimmrecht, der Anspruch 
auf Gewinnverteilung u. drgl. ableiten lasst, sondern 
auch das Wesen und die Verantwortlichkeit der Organe, 
die Natur der Korporation als Ganzes u. a. erklärt 
werden kann f Ist dieses Mitgliedschaftsrecht nicht 
etwa der Kern aller Beziehungen zwischen den Mit- 
gliedern der Korporation, den verschiedenen Organen 
derselben unter einander und gegen einander, verleiht 
es allen diesen Beziehungen nicht etwa den Charakter, 
so wie das obligatorische, das vertragsrechtliche Prinzip 
allen Verhältnissen, in denen die Kollektivgesellschafter 
zu einander stehen, die rechtliche Grestalt giebtf 

Beim Versuch einer Beantwortung dieser Fragen 
stossen wir nun allerdings gleich auf das schwierige 
Problem über das Verhältnis von Mitglied (Mitglied- 
schaft) zur {juristischen) Person (Korporation). 

Das Mi^liedschaftsrecht gehört, wie es scheint, wie 
das Eigentum, die Forderung, zu den Vermögensrechten, 
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und doch ist die Korporation (Aktienverein, Gen< 
Schaft) selbst ein Rechtssubjekt, Rechtssubjekt als ju- 
ristische Fersen; und damit fiele das Mitgliedschafts- 
recht wieder unter die Lehre vom Rechtssubjekte und 
nicht in das Kapitel der Vermögensrechte (dingliche 
Rechte etc.), welche die Bestandteile des Patrimoniums,') 
des Vermögens ^) bilden. In der That bringen die 
Pandekten lehrbücher die Korporation mit allen ihr zu 
Grunde liegenden Verhältnissen in der Lehre vom 
Rechtssubjekte unter; neben der natürlichen Person 
treten hier die Stiftung, die Anstalt, die hereditas 
jacens, die Korporation in allen ihren Gestaltungen in 
den Kreis der Rechtssubjekte. Auf dem Gebiete des 
deutschen Privatrechtes aber sucht Gierke durch eine 
Kombination von Sonderrecht und Gesamtberechtigung 
den realen Verhältnissen gerecht zu werden, während 
Heusler mit Entschiedenheit für die juristische Person 
als das maassgebende Rechtsprinzip eintritt. 

Was zunächst die Pandekten, das römische Recht, 
anbelangt, so ist nicht zu übersehen, dass die romanisti- 
sche Wissenschaft") das römische municipium, die Stadt- 
gemeinde, als Prototyp der juristischen Person hinstellt. 
Nun war aber das römische municipium, wie die juristi- 
sche Person der römischen Zeit im allgemeinen über- 
haupt, nicht allein eine ideale Person im Sinne einer 
Person ohne leiblichen Körper also im Gegensatze zur 
natürlichen Person, sondern auch in Bezug auf ihre 
Aufgaben und Zwecke im Staate und in Hinsicht auf 
ihre ganze Kulturbedeutung, wie dies heute bei der 

■) Nach Gajus, lust. U. 

») Hensler, Inst, des deutschen Privatr, I, § 66. 

•) Sohm, lost, des röm. R., p. 186. 
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Gemeinde, beim Staate der Fall ist, und ist darum schon 
gleich diesen nicht geeignet den Au^angspuokt zu 
bilden für die Konstruktion des modernen Aktieavereins, 
der ^wirtschaftlichen) Genossenschaft (etwa nach schwei- 
zerischem Obligationenrechte Tit. XXVIl], Institute des 
reinen Vermögensrechtes, in welchen die Realassocia- 
tionsidee ihren energischesten Ausdruck, ihre intensivste 
Ausbildung erhalten bat.'^ Wenn übrigens die moderne 
Rechtswissenscbaft die konstruktive Leistung des römi- 
schen Rechtes in der Schöpfung der juristischen Person 
nicht hoch genug zu schätzen weiss, so dürfte doch noch. 
Iherings') Stimme, <dass der Cnfug mit dem Personi- 
hzicren keine Grenze mehr 6nde>, nicht gänzlich über- 
hört werden. Ihering, der den Standpunkt vertritt, dass 
nicht die juristische Person, sondern die einzelnen Mit- 
glieder die wahren Rechtssubjektc sind, sucht m. E. 
nicht ohne tiefem Grund nach dem Namen der Klage, 
mit welcher die Mitglieder der römischen Publikanen- 
gescllscbaften ihren Anspruch auf die auf ihren Anteil 
fallende Dividende wohl geltend gemacht haben. Das 
römische Recht vermochte eben nicht, und es erklärt 
sich dies aus Mai^el an treibenden Faktoren wirtschaft- 
licher und socialer Natur, das materielle Recht des 
Mitgliedes der Korporation, des Destinatars zum selb- 
ständigen Klagfundamente zu steigern — Ansätze dazu 
sind vorhanden*) — und so erschöpfte sich das Klagen- 
system im Gegensatz von actio in rem und in personam. 
Darum lässt sich auch nicht ermessen, ob nicht die 
Römer die Korporation — unter andern Verhältnissen — 
vom Rechte des einzelnen Mitgliedes ausgehend, in 

>) VgLLehmaiiii, Das Recht dei AktieDgcsellschart, Bd. I, §17. 

*) Ihering, Geist, DI. 11, | 6I. 
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anderer Weise konstniiert haben würden, und ob sie 
dieselbe nidit in Wirklichkeit anders konstruiert haben, 
als es heute gesdiieht.'j 

Was sodann die geschichtiidie Vergangenheit des 
deutschen Privatrechtes anbelangt, so ist es aufialltg. 
dass Heusier, Inst. I, 56, nur immer von Nutzung und 
nicht von Nutzungsrecht der Genossen') spricht, und 
dass sich das deutsche Klagensystem ebenfalls im 
Doppelgeleise von dinglichem und persönlichem Rechte 
bewegt. 

Es dürfte daher gerechtfert^ sein, wenn in den 
folgenden Blättern bei einer Kritik über das Verhältnis 
vom (heute klagbaren) Mitglied schaftsrechte iur juri- 
stischen Person nach rechtsgeschichtlichen Ausgangs- 
punkten nicht gesucht wird, sondern wenn von einzel- 
nen eigentümlichen Erscheinungen des modernen Rechts- 
lebens ausgegangen wird und im Einzelnen der Dar- 
stellung die den Aktienverein und die Genossenschaft 
normierenden einfachen und knappen Gesetzesbestim- 
mungen des schweizerischen ObUgationenrechtes (Tit. 
XXVI— XXVm) zu Grunde gelegt werden. Wir prä- 
cisieren daher das obengestellte Problem in der Frage: 
Gehört das Mitgliedschaftsrecht, wie es heute anerkannt 
wird, vom Standpunkte des modernen Rechtes aus im 
Systeme unter das Rechtssubjekt (Jurist. Person) ? 

Wir machen die Erfahrung, dass tagtäglich Mitglied- 
schaftsrechte veräussert, verpfändet, in Besitz genommen 

') Fernice, Labeo, «d. I, Abt. U, (Die jorislischeQ PersoDen) 
liefen gerade den Beweis, iass die Römer die juristische Persäa- 
lichlceit nicht gcbaDDt haben. 

•1 Wo Heusier von Mitgliedichaftsrecht Bpricbt (8 6"Ji nennt er 
keine Klage. 



3,9,1 zedbvGoogle 



> 



irden, wie körperliche Sachen, und dass auf Grund 
s MitgUedschaftsrechtes geklagt wird, aber weder mit 
r dinglichen Klage noch mit der persönlichen, sondern 
t einer Mi tgliedschafts-Genossenschaftsklage, die, was 
irkung und Voraussetzung anbelangt, an Selbstän- 
fkeit hinter den andern Klagen nicht zurückzustehen 
leint. Mit andern Worten : das Mitgliedschaftsrecht, 

ein Vermögensrecht und Rechtsobjekt'), tritt einem 
chtssubjekte (Träger von Rechten) gegenüber selb- 
,ndig auf, die natürliche Person mit einem vermögens- 
;htlichen Anspruch gegen die Juristische Person, in 
ren Organismus sie doch nur ein Glied sein sollte. 
:m Vermögensrechte der natürlichen Person steht die 
istische Person gegenüber und zwar nicht als obli- 
torischer Schuldner, denn das Mitglied klagt kraft 
tgliedschaftsrechtes. —Angenommen es klage einMit- 
ed auf Auszahlung der Dividende, die in statuten- 
driger Weise von der Generalversammlung verweigert 
:d. Kraft welchen Rechtes ist die unterliegende 
istische Person verpflichtet nachzugeben f Rein formal- 
jisch sollte man meinen, es müsse dem Mitglied- 
laftsrechte auf der einen Seite eine Mitgliedschafts- 
icht auf der andern entsprechen. Nun ist aber die 
istische Person selbst doch nicht Mitglied ! 

Das moderne Rechtsleben spielt uns nun aber fei- 
nden Streich: Aktionär X kauft sämtliche Aktien des 
:tienvereins N auf, vereinigt sie also in Einer Hand, 
i giebt sie dem Y zu Faustpfand. 

Also erwirbt X die ganze juristische Person und 
: Y ein Pfandrecht an derselben? 

') da es seihst wieder Gegeastand des dinglichen Rechtes sein 
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Man wird einwenden, dies sei eine abnorme sin- 
gulare Erscheinung, welche unsere immer stärker auf- 
tretende Tendenz, die Bedeutung der juristischen Person, 
den Begriff des juristischen Rechtssubjektes in Frage 
zu stellen, nicht rechtfertige. 

Indessen erwäge man Folgendes: In den Beschlüssen 
der Generalversammlung dokumentiert sich der Wille 
der Person, an die Stelle der einzelnen Willen tritt Ein 
gewissermaassen die einzelnen Willen novierender Wille, 
s^t man. Nun wohl! Die Generalversammlung be- 
schliesst die Auflösung des Vereines. Der im Beschlüsse 
zu Tage tretende Wille ist der Wille der juristischen 
Person, also beschliesst das Rechtssubjekt seine eigene 
Auflösung, es verfügt über seinen eigenen Willen, hebt 
ihn auf, wie der Freie, der sich als Sklave dem Herrn 
unterwirft, den eigenen Willen aufhebt, sich selbst als 
Sache behandelnd.') 

Das Schweizerische Obligationenrecht Art. 675 
sagt: «. . . . dem, jedem einzelnen Aktionär einge- 
räumten Klagerechte (gegen den Verwaltungsrat etc.) 
steht ein Beschluss der Generalversammlung nur ent- 
gegen, wenn der Aktionär der Beschlussfassung zuge- 
stimmt hat> etc. Das einzelne Mitglied kann also kraft 
seines Mitgliedschaftsrechtes klagen gegen die Organe, 
obwohl der Wille der Person das ausschliesslich maass- 
gebende sein sollte! Merkwürdig ist hiebei, dass die Ge- 
neralversammlung selbst nur Oi^an (nach dem Gesetze) 
ist, und doch in ihrem Beschlüsse der Wille der Person 
liegt, der nun aber gerade wieder für ein einzelnes 
Mitglied unverbindlich ist! 

') Ist dies richtig! Siad es Dicht vietmebr die Mitglieder, welclie 
ein unter ihnen bestehendes Rechtsverhältnis auflösen ! 
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Ferner: Auf Grund von Art. 685 O.-R. verlangt Ge- 
nosse A von der Generalversammlung die Ausschliessung 
des Genossen B. DieGeneralversammlung beschliesstr 
Genosse B bleibt Mitglied. Der Richter entscheidet 
aus wichtigen Gründen: B ist aus der Genossenschaft 
ausgeschlossen. 

Da scheint es doch, als ob der Wille des einzelnen 
Mitgliedes über den Willen der juristischen Person 
den Sieg davongetragen habe? 

Anderseits lasst es sich nun allerdings doch 
wieder nicht leugnen, dass den Gläubigem gegenüber 
der Aktienverein wie Eine Person, Ein Wille herrschend 
über Ein Vermögen, Ein Rechtssubjekt haftend mit 
Einem Vermögen gegenüber zu stehen scheint. 

Wie aber vertragen sich die oben angeführten Er- 
scheinungen mit der juristischen Natur eines Rechts- 
subjektes, und wie stellt sich die Person zu der Summe 
der Mitgliedschaftsrechte (der in einer Hand vereinigten 
Aktien), welche als eine Art immaterielle Mobiliareinheit 
oder bewegliche Rechtseinheit (die Erklärung folgt 
später) Gegenstand der dinglichen Gewalt einer na- 
turlichen Person sind? 



In den folgenden Zeilen soll der Versuch gemacht 
werden, vom materiellen Rechte des einzelnen Mitgliedes 
aus, als dem einzelnen Baustein des Fundamentes, den 
Bau der modernen Privatkorporation (speziell des Aktien- 
vereins und der Genossenschaft) aufzufuhren. 

Da das Mitgliedschaftsrecht ein Vermögensrecht 
des natürlichen Menschen ist, die Korporation aber 
immer noch als «juristische Person», allerdings in den 
verschiedensten Variationen, von der heutigen Rechts- 
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Wissenschaft dargestellt wird, ') so werden wir zugleich 
einen Konflikt zwischen Vermögensrecht und Personen- 
recht zu lösen haben. 

Wenn in unserer Darstellung von der reichen ein- 
schlägigen Litteratur Weniges nur zitiert wird, wenn 
vor allem hervorragende Werke über das Recht des 
Aktien Vereins, etwa die Werke von Renaud und Leh- 
mann (Das Recht der Aktiengesellschaften Bd. I 1898) 
kaum erwähnt werden, so mag dies durch die vor- 
wiegend konstruktive Natur der vorliegenden Unter- 
suchung und durch das Bestreben, einen Grundgedanken 
möglichst ungestört durchzuführen, gerechtfertigt sein. 

Soweit Gesetzesartikel herangezogen werden, sind 
dieselben immer dem Schweizerischen Obligationenrechte 
(Bundesgesetz vom 14. Brachmonat 18S1) entnommen. 

Wir sprechen zuerst von der internen Seite der 
Korporation (vom Innern des Baues) im allgemeinen, 
darauf von der äussern Erscheinung derselben (der 
Aussenseite). Im II. Teile suchen wir zuerst das Funda- 
ment (Statusakt, Gesamtakt) der Korporation, be- 
sprechen sodann das Verhältnis der Mitglieder unter 
sich, endlich das Wesen der Organe, überall das Mit- 
gliedschaftsrecht als den charakteristischen, alle Be- 
ziehungen dominierenden Rechtsfaktor zur Darstellung 
bringend. Anhangsweise reden wir von der juristischen 
Natur der Stiftung. 



') Wiadscheid, PaDdekten I, S. 145, Note 3 tf., giebt eioe Über- 
sieh l über die verscbiedeoea von RomaDistea wie Ger 
trctenen Ansichten über die juristische Person. 
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I. Allgemeiner Teil. 

A. Die innere Seite der Korporation. 

Die Vermögensrechte sind die Bestandteile des 
Vermögens. Also um mit Gajus zu reden: in patri- 
aonio nostro sunt: ius in re aliena, obligatio etc., modern 
usgedrückt: die dinglichen und persönlichen Rechte. 

Warum nicht auch das Mitgliedschaftsrecht? 

Wie entstehen dingliche Rechte? Etwa durch 
raditio; obligatorische? Etwa durch Vertrag. In beiden 
■"allen handelt es sich um Rechtsakte der Privatperson, 
ait rein vermögensrechtlicher Wirkung. 

Wie entsteht die Wechselverpflichtung f Durch 
inen einseitigen Rechtsakt (Skripturakt) wird die Ver- 
iflichtung (Skripturobligation) erzeugt. 

Wie entsteht das Mitgliedschaftsrecht? Ein Status- 
,kt (Lehmann) liegt vor; wir fugen bei, mit rein ver- 
ni^ensrechtlicher Wirkung. Also eine einseitige Willens- 
rklärung (Zeichnung, Eintrittserklärung), ein einseitiger 
lechtsakt erzeugt das Mitgliedschaftsrecht, etwa wie 
las Accept des Wechsels die Wechselverpflichtung des 
\.cceptanten (obligatorische, rein vermögensrechtliche 
Verpflichtung) begründet. 

Denken wir uns nun, dass sechs Personen die 
VtUenserklärung abgeben «mit Bezugnahme auf das 
itatut vom . . . etc. zeichne ich zwanzig Aktien . . . etc.,> 
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so haben wir, vorausgesetzt, dass die in konstruktiver 
Beziehung nicht in Betracht fallenden PubÜzitäts-Re- 
quisite erfüllt werden, die Korporation perfekt wird, 
sechs Personen mit gleichen Rechten und Pflichten 
(Mitglieder, Genossen) mit zusammen I20 Mitgliedschafts- 
rechten (verkörpert in Inhaberaktien), mit diesen letztern 
aber auch 120 Gegenstände des dinglichen Rechtes 
also 120 Rechtsobjekte. 

Diese Rechtsobjekte bilden in einem gewissen 
Sinne eine Einheit. Nämlich wie bei der Kollektiv- 
gesellschaft die obligatorischen (vertraglichen) Rechte 
und Pflichten der Gesellschafter die rechtliche Grund- 
lage bilden für einen gemeinsamen Geschäftsbetrieb 
und darum kraft Vertr^ ein gemeinsamer Fonds ge- 
bildet wird, welcher dann nach aussen eine Einheit 
bildet (Separat-Konkurs!), so bilden obige 120 Mitglied- 
schaftsrechte (Rechte und Pflichten) die rechtliche Grund- 
lage für eine wirtschaftliche, industrielle Unternehmung 
und darum werden dann die 120 Vermögensanteile 
(Anteilsrechte) kraft Mitgliedschaftsrecht zu einem ein- 
heitlichen Vermögen (Grundkapital) zusammengelegt, 
welches nach Aussen den Gläubigern als einheitliches 
Haftobjekt dient. 

Wir können daher wohl sagen: die 120 Rechtsob- 
jekte bilden eine Einheit, und da es keine körperlichen 
Sachen sind sondern Rechte (obwohl in Gestalt von 
Wertpapieren), eine Rechtseinheit, wegen ihrer Beweg- 
lichkeit eine bewegliche Rechtseinheit oder eine imma- 
terielle Mobiliareinheit. 

— — Nun kommt aber noch Folgendes hinzu: 
Da der Rohstoff" des modernen Rechtes (die einzelnen 
Rechtssätze) nicht römischen, wohl eher germanischen,. 
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noch richtiger modernen Ursprunges ist, so drückt er 
schon den untersten Begriffen im Systeme seinen 
eigenen Charakterstempel auf; die Unterb^riffe erhalten 
die Farbe des Rohstoffes, die Oberb^tiffe die Farbe 
der Unterbegriffe. 

Wenn daher die Römer sagen: in patrimonio sunt 
res corporales, ius in re obligatio etc., so gilt dies nicht 
ftir das moderne System. Und wenn wir weiter sagen: 
die Vermögensrechte sind Bestandteile des Vermögens, 
Ko sind, wie uns scheint, die beiden Hauptarten: 

a) das dingliche Recht an Sachen (körperliche und 
unkörperliche), 

bj das dingliche Recht an Rechten (Forderungen 
[für die Wertpapiere, welche ins Obligationen- 
recht gehören, ist dies unbestritten], Pfandrecht 
[Afterpfand ist Pfandrecht am Pfandrecht], Mit- 
gliedschaftsrechte). ') 

Das moderne System ist komplizierter, aber ebenso 
klar wie das römische ; dass das dingliche Recht doppelt 
auftritt, schadet nichts ; die heterogenen Elemente bilden 
doch die drei: das persönliche, dingliche, mitgliedschaft- 
liche vielleicht allgemeiner gesagt statutarische Recht*) 
(tu rein vermögensrechtlichem Sinne). 

Giebt es also ein dingliches Recht (Eigentum, 
Pfandrecht) am einzelnen Mitgliedschaftsrechte (Aktie), 
so giebt es wohl auch ein dingliches Recht an der 

') Die Auftithlung ist nicht erschöpfend ; ich weiss wohl, dass 
die KümcT schon dos pignus pignoris und DominU kannCen. 

•) l>ns Reclit des DesliiiaCärs gehört auch hieher; — ferner bei 
Verkehrsinstituten des heutigen Lebens, Benutzung dcc Eisenbahn, kein 
Vertrag, sondern Rechte und Pflichten kraft Statut (Tiansporlreglement), 
dem man sich durch Wille nsei kl Srung einseitig unterwirft. 
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Summe derselben, an Jener beweglichen Rechtseinheit. 
Es wäre demnach Bestandteil der Verjnögensrechte 
das dingHche Recht, und Gegenstand des dinglichen 
Rechtes selbst wieder das Mit^Iiedschaftsrecht, also ist 
das Milgliedschaftsrecht ein Vermögensrecht und zu- 
gleich ein Rechtsobjekt, 

So erklärt es sich, dass eine einzelne Person sozu- 
sagen einen ganzen Aktienverein (Jurist. Person?) in der 
Tasche herumträgt. 

Ein Ausfluss des Mitgliedschaftsrechtes ist bekannt- 
lich das Stimmrecht. Das Stimmrecht ist so gut ver- 
mögensrechtlicher Natur wie das Mitgliedschaftsrecht, 
eben weil es ja nur eine Ausstrahlung desselben ist. 

Nehmen wir nun an, die Generalversammlung des 
Aktienvereins Z fasse einen Beschluss. Von den sieben 
Mitgliedern sagen sechs ja, der siebente nein, Ist nun 
der Mehrheitsbeschluss (auch gegenüber den sieben 
Mitgliedern, also nach Innen, nach Aussen kommt 
er vielleicht gar nicht in Betracht, weil er sich auf eine 
interne Angelegenheit beziehen kann) der Wille einer 
juristischen Person? 

Man wird sagen: ja, denn der Mehrheitswille ist 
wie Ein einziger Wille, dem sich nun alle einzelnen 
Willen der Mitgi>der fügen müssen. 

Da möchten v.ir uns nun die bescheidene Frage 
erlauben, was der p ^rsonificierte Einzige Wille eigent- 
lich vor dem gewöhnlichen Willen der Mehrheit oder 
vor der Mehrheit det -linzelnen Willen voraus haben 
soll. Es hat doch wahrhaftig keinen Sinn Begriffe zu 
konstruieren, die gar keinen neuen selbständigen Inhalt 
haben, keine besondere Wirksamkeit, 
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Der Neinsager in der Generalversammlung sieht 
inem Willen sechs andere Willen gegenüberstehen, 
ishalb soll er diese mit Person taufen f Er ist ja als 
itglied kraft der Statuten, welche er unterzeichnet 
t, so wie so verpflichtet den Beschluss der Mehrheit 
i alle Mitglieder bindend anzuerkennen. 

Warum kann er nicht kraft Mitglied Schafts recht 
rpflichtet sein den Willen der andern (Mehrheit) an- 
erkennen, vorausgesetzt dass das Gesetz eine solche 
irpflichtung aus einseitigem Statusakte anerkennt. Ja 
gar normiert? Warum nicht? Wozu muss da zuerst 
le Person geschaffen werden? 

Angenommen aber die Generalversammlung fasse 
len statutenwidrigen Beschluss, so nützt der Mehr- 
itswille gar nichts, alle sechs zustimmenden Mitglieder 
ben ihre Statuspflichten verletzt, und darum hat das 
ne nicht zustimmende das Recht als Mitglied die 
ifhebung des Beschlusses zu verlangen, bezw. durch 
irichtsspruch zu erwirken. Wo bleibt da jenes sou- 
räne Rechtssubjekt, die juristische Person? — — 

Und nun giebt es nach schweizerischem Obliga- 
inenrechte Vereine, welche überhaupt keine juristische 
rsönlichkeit haben. Trotzdem giebt es hier Mitglieder, 
itgliedschaftsrechte und Mehrheitsbeschlüsse. In in- 
-ner Beziehung unterscheiden sich also solche Vereine 
n kapitalkräftigen, angesehenen Korporationen (mit 
ristischer Persönlichkeit) durchaus nicht.') 

') Nämlicb; Im HaodelsrBgistet ei u getragene Vereine, und solche, 
Iche ein gewisses Ansehen geniessen {so io Basel), haben Jurist, 
rsönlichkeit, d. h. es haften biet nicht die Handelnden, sondern das 
rein s vermögen (die Mitglieder als solche) ; und darauf, scheint es, 
indet man die Jurist. Person!? 
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Es existieren eben (nach Innen) bloss Einzelwilien, 
Mitglieder, natürliche Rechtssubjekte, die sich aber alle 
gegenseitig kraft Statut verpflichtet sind, also auch 
gegenseitig verpflichtet sind den Beschlüssen der Mehr- 
heit sich zu fugen, ähnlich wie der Socius bei der 
Kollektivgesellschaft die Handlungen der andern Socii 
als auch für sich verbindlich anerkennt und zwar hier 
kraft Vertrages, Eine Person braucht es deshalb nicht. 

Die Konstruktion der juristischen Person führt zu 
den absurdesten Konsequenzen und ist deshalb schon 
verfehlt: Beschluss der Generalversammlung betrefifend 
Auflösung: die Person löst sich selbst auf, der reine 
Selbstmord. Amortisation bis auf Eine Aktie r die 
Person veräussert ihren Körper, bis sie den Geist auf- 
geben muss. Fusion: Der Körper der Person wird dem 
Körper einer andern einverleibt. 

Viel natürlicher scheint es uns zu sagen, die Mit- 
glieder lösen das mi^liedschaftliche Verhältnis auf, 
so wie die Gesellschafter das kontraktliche. 

Wir kommen auf das Vermögen zu sprechen. Wer 
ist Eigentümer desselben ? 

Man hört etwa: Der Aktionär habe kein Miteigen- 
tum an der Substanz des Vereinsgutes; die Aktie sei 
zwar ein Mitgliedschaftsrecht, allein ein Recht, vermöge 
dessen man bloss Anspruch auf den statutenmässigen 
Anteil am Ertrage habe, und bei Auflösung des Ver- 
eines eine der Aktie entsprechende Quote des Ver- 
mögens empfange. 

Also hat der Aktionär ein blosses Nutzungsrecht? 
Wie kommt es denn, dass er bei der Auflösung der 
Korporation einen der Aktie entsprechenden Teil des 
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Vermögens, doch offenbar einen Teil der Substanz 
erhält? Kraft Nutzungsrechtes könnte er nur fiir die 
Zeit des Bestehens des Vereines einen Anteil am Er- 
trage (Dividende), den auf die Aktie berechneten Gewinn 
erhalten ; denn Nutzung ist eben Nutzung salva sub- 
stantia, und wenn mit der Auflösung des Vereines das 
Mitgliedschafts recht erlischt, so kann sich die Nutzungs- 
befugnis nicht noch rasch in einen Anspruch auf einen 
Teil der Substanz verwandeln. Wenn der mitgUed- 
schaftiiche Niessbrauch untergeht, so kann doch nicht 
ein ei gentumsg leicher Anspruch übrig bleiben oder 
daraus hervoi^ehen? 

Und wenn die juristische Person der wahre Eigen- 
tümer ist, warum lasst denn dieser Eigentümer, so lange 
er existiert, sein Vermögen nur immer von den natür- 
lichen Personen, über die er gebietet, nutzen, und wie 
kommt er dazu denselben, nachdem sie sogar ihr 
Nutzungsrecht infolge Auflösung verloren haben, sein 
Eigentum zu Überlassenf Es dürfte denn doch die 
Meinung Iherings, dass die Mitglieder der Korporation 
die wahren Rechtssubjekte seien, zutreffender sein. 

Die weit verbreitete, wenn nicht herrschende Lehre 
vom idealen Rechtssubjekte scheint uns insofern das 
Richtige nicht zu treffen, als sie sich eben immer nur 
mit einer über Alles herrschenden juristischen Person 
Genüge thut und zu wenig darnach fragt, wie und ob 
ein solches Vermögenssubjekt überhaupt entsteht. Da 
ist eine juristische Person ! Der Totaleindruck ist so 
überwältigend, dass ein Zweifel gar nicht möglich. 
Wollte man diese Methode auf das Gesellschaftsrecht 
anwenden, so müsste man sagen: es existieren eben 
nun einmal Societaten, dies genügt; dass ein Vertrag 
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zwischen den einzelnen socii besteht, kommt juristisch 
gar nicht in Betracht! 

Wir möchten auch hier nicht das Personenrecht, 
sondern das Vermögensrecht zum Ausgangspunkte 
nehmen. 

Als Mitglied ist der Aktionär {bezw. Genosse) zum 
Beitrag verpflichtet, als Mitglied übt er das Stimmrecht 
aus, beteiligt er sich an den Wahlen, wird er in den 
Verwaltungsrat gewählt, als Mitglied hat er den An- 
spruch auf die Dividende, auf den Anteil am Liqui- 
dationsergebnisse, als Mitglied klagt er gegen die 
Organe, zieht er dieselben zur Verantwortung, verlangt 
er die Ausschliessung anderer Mi^lieder (0-R. 685); 
kraft Mitgliedschaftsrechtes überträgt er sein Recht auf 
andere u. s. f., also wird ihm als Mitglied auch wohl 
eine ideelle Quote am Vermögen zustehen. 

Jedes einzelne Mitglied ist kraft Mitgliedschafts- 
rechtes verpflichtet, den statutenmässigen Beitrag zu 
leisten; die gesamten Beitrage bilden eine Masse; 
jedes Mitglied ist kraft Statuten verpflichtet während 
der Dauer der Korporation die Verfügungen der Mehr- 
heit bezüglich des gesamten Vermögens anzuerkennen ; 
jedes Mitglied behält trotzdem seine ideelle Quote, wie 
ja ein Beschluss der Generalversammlung von heute 
auf morgen, sofern das Statut keine en^egenstehenden 
Bestimmungen enthält, das ganze mitgliedschaftliche 
Verhältnis auflösen kann, und dann jedem Einzelnen 
der Anspruch auf die Quote fällig wird. Dass die 
Gesetze für die Befriedigung der Gläubiger sorgen, 
indem sie Bestimmungen über die bei der Liquidation 
zu beobachtenden Maassregeln aufstellen, ändert hieran 
nichts. Dem Anteile am Liquidationsei^ebnisse muss 
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notwendigerweise, aus Gründen der Logik schon, ein 
^teil am Vermögen vorausgehen. Und wenn der 
Genosse, der vor der Auflösung ausscheidet, je nach 
den Bestimmungen des Statutes seinen Anteil verliert 
(vergl. Art. 687 O.-R.), so accresciert eben sein Anteil 
den übrigen Genossen. Dasselbe findet statt, wenn der 
Aktionär wegen Säumnis in der Einzahlung seiner 
Ansprüche verlustig erklärt wird (Art. 635). 

Dieses Accrescenzrecht ist hier wohl ebenso sehr 
gerechtfertigt, als im Falle der derelictio condominii 
an einem Sklaven durch Freilassung von Seite eines 
socius: Pauli, Sent. IV. 12, i; Ulpian, Fragm. I. 18; 
vergi, Heusler, Inst. I. S $2, S. 244, 

B. Das VerhSHnis der Korporation nach Aussen. 

Wir haben bisher die innere Erscheinung der Kor- 
poration einer allgemeinen Betrachtung unterzogen, 
sehen wir uns jetzt die Aussenseite derselben an. 

Art. 623 O.-R. r Die Aktiengesellschaft erwirbt 
Persönlichkeit erst infolge der Eintragung ins Handels- 
register. 

Abs. 2: Wenn vor erfolgter Eintragung in das 
Handelsregister im Namen der Gesellschaft gehandelt 
wird, so haften die Handelnden persönlich und soli- 
darisch. 

Es macht den Eindruck, als habe hier das Gesetz 
nur vom Standpunkte der Haftung aus die Persönlich- 
keit aufgestellt. 

Was aber das Gesetz mit dieser Persönlichkeit 
meint, ist uns völlig unklar, um so mehr, als Art. 61 z 
sagt: Aktiengesellschaft ist eine unter gemeinsamer 
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die Personennamen ihrer Mitglieder nicht enthaltender 
Firma gebildete Gesellschaft, deren zum voraus be- 
stimmtes Kapital in Teilsummen zerlegt ist, und für 
deren Verbindlichkeiten nur das Gesellschaftsvermögen, 
nicht aber der einzelne Gesellschafter persönlich haftet. 

Also wäre nach dem Gesetze einerseits der Aktien- 
verein eine juristische Person, anderseits eine Gesell- 
schaft mit Sachfirma und unter Ausschluss der persön- 
lichen Haftung der einzelnen Gesellschafter! — — 

Was vorerst die Frage der Haftung anbelangt, so 
ist es klar, dass die Korporation als Verband natür- 
licher Personen nur mit dem Vereinsvermögen den 
Gläubigem haften kann, ohne dass, damit diese Haftung 
möglich wird, ein besonderes Rechtssubjekt geschaffen 
zu werden braucht. 

Dagegen ist es allerdings praktisch , wenn der 
Verein einen Namen, womöglich eine Sachfirma erhält, 
unter welcher die Summe der wechselnden Mitglieder, 
resp. deren Organe Rechtsgeschäfte mit Dritten ab- 
schliessen und nach Aussen auftreten können. 

Lassen wir Art. 623 O.-R., Abs. i, ganz weg und 
ersetzen wir in Art. 6i2 den Ausdruck Gesellschaft 
durch Verein und die Gesellschafter durch Mitglieder, 
so bleibt die Sache ebenso klar und wird einfacher. 

Wir wollen unsern Standpunkt näher zu begründen 
suchen. 



Ehe wir an die Frage, ob nach Aussen bei der 
privatrechtlichen Korporation eine juristische Person 
existiert, herantreten, dürfte die Erwägung, ob nicht 
ohne ein ideales Rechtssubjekt die Sache sich juristisch 
klar auffassen und darstellen lässt, am Platze sein. 
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Denken wir uns, dass ein Dritter mit dem Ver- 
waltungsrate eines Aktienvereins einen Kontrakt ab- 
schliesse. — Der Dritte als Schuldner des Vereins 
kann sich sehr wohl denken, dass alle Aktionäre aus 
■ dem Kontrakte berechtigt werden, wenn auch nicht 
alle zusammen, sondern bloss das Ot^an, der Verwal- 
tungsrat, oder der Direktor das betreffende Recht geltend 
macht. Der Dritte als Gläubiger weiss, dass die ein- 
zelnen Mitglieder des Vereins nur bis zum Betrage der 
Aktie haften, er weiss aber auch, dass er die Tilgung 
einer Forderung nicht direkt von jedem einzelnen 
Aktionär pro rata verlangen kann, sondern dass er 
sich an die Organe zu wenden hat, mit welchen er ja 
auch den Kontrakt abgeschlossen hat, und deren Hand- 
lungen , soweit dieselben zur Geschäftsführung über- 
haupt gehören, die jeweiligen einzelnen Mitglieder 
laut Statuten als allgemein verbindlich anerkennen 
müssen. 

Ein solcher Gläubiger und Schuldner wird kaum 
auf den Gedanken kommen, dass er mit einem über 
den Mitgliedern stehenden Rechtssubjekte kontrahiert 
hat, wenn er sich auch begnügt zu sagen : ich habe mit 
dem Vereine, mit der Firma ein Geschäft abgeschlossen, 
ohne mich um die einzelnen Mitglieder zu kümmern 
und ohne darnach zu fragen, wer alles gegenwärtig 
dabei ist. 

Wir sind daher der Überzeugung, dass auch ohne 
juristische Person das Verhältnis der Korporation zu 
Dritten klar und verständlich bleibt. — 

Nun aber existiert eine juristische Person, Ein 
Wille mit einem vom Vermögen der einzelnen Mit- 
glieder getrennten Vermögen gar nicht: 
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Das Vermögen besteht nicht etwa, wenn z. B. die 
Aktienbetri^e nur teilweise einbezahlt sind, aus For- 
derungen einer juristischen Person an die Mitglieder, son- 
dern laut Statuten und Gesetz aus den Verpflichtungen 
der Mitglieder untereinander wie gegen Dritte fiir die 
Schulden durch Einzahlung der Aktienbeträge aufzu- 
kommen ; und dies ändert sich auch nicht dadurch, dass die 
Organe und nicht der Einzelne nach Aussen auftreten. 

Was aber den Einen Willen anbetrifft, so dürfte 
ein Beschluss, welchem von sieben Mitgliedern bloss vier 
zugestimmt haben, auch nach Aussen ein blosser Mehr- 
heitsbeschluss sein, und logischerweise nicht etwa den 
Willen einer achten Person, sondern den Willen von vier 
Personen enthalten. Da aber die drei andern Willen 
sich zu fiigen haben, indem jedes Mitglied ja mit dem 
Eintritte in die Korporation erklärt hat, dem Mehrheits- 
willen, also dem Willen der Mehrheit der Mitglieder 
Folge zu leisten, ist auch hier die Konstruktion eines 
achten Willens, eines Gesamtwillens, der an die Stelle 
der andern treten soll, ebenso überflüssig wie irrefiihrend. 

Jene Auffassung, welche sagt, dass an die Stelle 
der einzelnen Willen der Wille der Gesamtheit, der 
juristischen Person trete, beruht auf einem synthetischen 
Urteile a priori, welches sich, sobald das Experiment 
an der Erfahrung, der Wirklichkeit gemacht wird, als 
unrichtig herausstellt: 

synthetisch: weil der Wille der Einzelnen den 
Willen einer neuen Person enthalten soll, also das Prä- 
dikat etwas hinzusetzt, das im Subjekte nicht enthalten 
ist; a priori weil dabei nicht von der Erfahrung aus- 
gegangen wird. Ein solches Urteil ist leichtermaassen 
unzutreffend. 
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Dagegen beruht die Meinung, der Wille der Mehr- 
heit komme in der Wirkung dem Willen aller, ein- 
schliesslich der Opposition, gleich, auf einem synthe- 
tischen Urteile a posteriori, d. h. synthetisch, weil der 
Wille der Mehrheit (Subjekt) dem Willen aller gleich- 
kommen soll, also das Prädikat etwas hinzusetzt, was im 
Subjekte nicht schon enthalten, aber a posteriori, weil er- 
fahrungsgemäss (nach Praxis und Gesetz) in Wirklichkeit 
der Wille der Mehrheit gerade so viel gilt als der 
Wille aller. 

Die Erfahrung lehrt daher nur, dass der Wille der 
Mehrheit die gleiche Wirkung ausübt wie der Wille 
aller, und daher sich so äussert wie ein Einziger Wille 
sich äussern würde, aber nicht, dass der Wille der 
Mehrheit identisch sei mit dem Willen aller, und in- 
folge dessen ein aus allen Willen resultierender einziger 
Wille eine reale Existenz beginne. Denn der Eine 
Wille ist bloss der formale Ausdruck für alle einzelnen 
Willen, welche dem Mehrheitsbeschlüsse zugestimmt 
haben. Und da sich dem Statuten massigen Mehrheits- 
beschlüsse die Minderheit kraft mitgliedschaftlicher Ver- 
pflichtung zu fügen hat, so ist eine Verschmelzung aller 
einzelnen Willen zu Einem Gesamtwillen, einem neuen 
Rechtssubjekte, wertlos, und giebt ein falsches Bild von 
der Sache. 

Daher gelangen wir zu dem Schlüsse, dass die 
moderne privatrechtliche Korporation auch nach Aussen 
eine juristische Person nicht darstellt, dass vielmehr 
bloss von einer gemeinsamen Firma der Vereinsmit- 
glieder, von einem Namen des Vereines die Rede sein 
kann; also entsprechend wie bei der Kollektivgesell- 
schaft. 
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II. Teil. 
Das Mitgliedschaftsrecht. 

, Einzelne Erörterungen. 

1. Der Statusakt. 

a. Der einseitige Rechtsakt: Unter ein- 
seitigem Rechtsakt versteht man bekanntlich einen Akt, 
eine Handlung, welche eine von der Rechtsordnung 
anerkannte Wirkung ausübt. Auf das Gebiet des reinen 
Vermögensrechtes übertragen handelt es sich um einen 
Akt der Privatperson, welchem eine vermögensrechtliche 
Wirkung zukommt. 

So ist beispielsweise der einseitige Skripturakt ein 
Rechtsakt, der eine einseitige Verpflichtung, obligatio, 
erzeugt. 

Wesentlich ist dem einseitigen Rechtsakte immer, 
dass durch einseitige Willenserklärung Recht bezw. 
Verpflichtung geschaffen wird, und dabei das Hinzu- 
treten einer Willenserklärung von anderer Seite juristisch 
irrelevant ist für die Frage ob jenes Recht (jene Ver- 
pflichtung) existent geworden ist. 

b. Der zweiseitige Rechtsakt: Ein 
zweiseitiger Akt Hegt vor, wenn zwei Willenserklärungen 
sich begegnen, damit ein Recht bezw. eine Verpflichtung 
entsteht. 

Ein zweiseitiger Akt ist z. B. die traditio zum 
Zwecke der Eigentumsübertragung: A überträgt den 
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Besitz an B mit der Absicht denselben zum Eigentümer 
zu machen, B empfangt mit der Absicht, Eigentümer 
zu werden; also zwei Willenserklärungen. — Ein zwei- 
seitiger Akt ist auch der Vertrag, oder vielmehr er ist 
eine Art desselben wie die traditio; denn auch beim 
Vertrage begegnen sich zwei Willenserklärungen. In- 
dessen, während bei der traditio zum Zwecke der Eigen- 
tumsübertragung das Charakteristische im Rechtserwerbe 
durch Übergabe des Besitzes liegt , so beruht das 
Wesen des Vertrages — scharf gefasst — im Rechts- 
erwerb (Erwerb eines Anspruches auf eine Leistung) 
auf der einen Seite, durch Verpflichtung (zur Leistung) 
auf der andern Seite. Und deshalb ist die traditio auch 
kein dinglicher Vertrag (Widerspruch im Beisatz !) wie- 
wohl diese Autfassung in den Pandektenlehrbüchem 
immer wieder auftaucht, aber ohne in den römischen 
Quellen den geringsten Anhaltspunkt zu finden. 

c. Der Statusakt: Wir verstehen hier unter 
Statusakt den einseitigen Rechtsakt, die Willenser- 
klärung, durch welche die Person Mitglied eines Vereins, 
einer privatrechtlichen Korporation wird; also einen Akt 
von rein privatrechtlicher, vermögensrechtlicher Wirkung. 

Der Form nach gehört der Statusakt unter den 
einseitigen Rechtsakt wie der Skripturakt. Der Wirkui^ 
nach lässt er sich in einem Punkte mit dem heutigen 
Vertrage vergleichen: wie heute — wohl ausnahmelos — 
der Kontrahent durch den Vertrag sowohl berechtigt 
als verpflichtet wird, so erwirbt der Handelnde durch 
den Statusakt Rechte und Pflichten. ') 

*) Beim Aküenrerein and der GenosseDscbafC natürlich unter der 
welterD Vorausseliung, dass die Publiiitats -Requisite eifUllt werden, 
wai jedoch nicht von koustrokttver Bedeutung ist. 
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Worin liegt nun das Charakteristische des Status- 
aktes i 

Der Vertrag wie der Skripturakt gehört ins Obli- 
gationenrecht; der Statusakt dagegen gehört nicht ins 
Obltgationenrecht, weil er keine obligatio erzeugt- Ein 
Beispiel mag dies erläutern: 

Damit zwischen A, B, C obligatorische Beziehungen 
eintreten, muss beispielsweise A dem B, A dem C, 
und B dem C ex contractu, ex delicto oder sonst wie 
verpflichtet werden. So bei der KoUektivgesellschaft : 
A kontrahiert mit B, will C socius des A werden, so 
braucht er nur mit A zu kontrahieren, will er socius des 
A und B werden, so muss er mit beiden kontrahieren. 

Anders beim Statusakte : A kann sich hier dem B 
gegenüber nicht verpflichten, ohne sich zugleich dem 
C zu verpflichten und ohne dass nicht C und B sich 
gegenseitig verpflichten oder schon verpflichtet waren. 

Als Mitglied ist jeder einzelne jedem andern gegen- 
über verpflichtet und berechtigt, so dass von obliga- 
torischen Verhältnissen, welche sich stets auf besondere 
Beziehungen zwischen zwei Personen oder zwei Parteien ') 
gründen, nicht mehr gesprochen werden kann. Durch 
ein und denselben Rechtsakt (Eintritt in die Korporation; 
der Erwerb von Inhaberaktien eines bestehenden Aktien- 
vereins enthält ebenfalls dem Aktienvereine gegenüber 
die Eintrittserklärung) entstehen zwischen dem neu 



'} KortealveibältDis : A Usst sich von B und C i 
vergprecbcD ; dies gebart ins Obligation eniecht, deon B nnd C stehen 
in keiner Beziehung zu einandei, und wenn B Regress nimmt gegen C, 
so berulit dies auf einer besoniteTa obligatio; anders, wenn A, B, C 
einen Verein bilden, so ist nicht bloss A dem B und C, sondern auch 
B dem C als Mitglied verpflichtet und urogekehit. 
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eintretenden MJ^liede und allen andern die gleichen 
Rechte und Pflichten, die schon vorher zwischen den 
andern bestanden haben.') 

Man könnte daher die Wirkung des Statusaktes dahin 
definieren : der Statusakt bewirkt den Eintritt in einen 
Kreis von Personen, welche alle unter einander, jeder 
Einzelne gegenüber jedem Einzelnen, gegenseitig be- 
rechtigt und verpflichtet sind. 

Der Umfang und Inhalt der im Statusakte ent- 
haltenen Willenserklärung ergiebt sich aus dem Statut, 
wie beim Vertrage aus der Vertragsurkunde. Wenn 
Art. 679 O.-R. von den Statuten der Genossenschaft 
als einem Gründungsvertrage spricht, so ist dies ju- 
■ ristisch verkehrt, weil dann die Genossenschaft zur Ge- 
sellschaft würde, und eine Menge einzelner Rechtssatze, 
die logisch erweise allein auf das Mitgliedschaflsrechts- 
prinzip zurückgeführt werden können, nicht zum Cha- 
rakter des Vertragsrechtes, welches der Societat zu 
Grunde liegt, passen würden. 

Der Statusakt, die Zeichnung und die Eintrittser- 
klärung nimmt regelmässig ausdrücklich oder still- 
schweigend Bezug auf das Statut, in welchem alle 
Rechte und Pflichten, die das künftige Mitglied aus- 
üben und übernehmen will, aufgezeichnet sind. 

Die Ergänzung des Statuts bildet das Gesetz und 
zwar in der Weise, dass das Statut den absoluten 
Normen des Gesetzes nicht widersprechen darf, wie 
beim Vertr^e; denn auch das Vertragsrecht, wie über- 
haupt alles Recht ist in dem vom Staate erlassenen 
Gesetze mehr oder weniger geregelt. 

> Vgl Gierke, GenossenscliaftstheDrie. S. 25S. 
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Die einseitige Willenserklärung, der Statusakt, ent- 
hält nun aber nicht die Absicht, eine neue Person zu 
schaffen, sich einem besonderen Rechtssubjekte zu unter- 
werfen, sondern bloss die Kundgebung mit andern na- 
turlichen Personen zusammen einen Kreis von Gleich- 
berechtigten und Gleichverpflichteten zu bilden. 

Man kann sehr wohl die Mehrheit physischer Per- 
sonen mit einem die Summe als Einheit bezeichnenden 
Ausdrucke benennen, etwa universitas, Verein, ohne 
damit eine neue übergeordnete Person andeuten zu 
wollen. Versteht man aber unter universitas, Korpo- 
ration etc. eine juristische Person, so sollte man eigent- 
lich fiir die Gesamtheit der einzelnen Genossen noch 
einen besonderen Ausdruck haben! 

Dass die Absicht des Zeichners nicht auf Schöpfung 
eines Rechtssubjektes geht, ergiebt sich des Deutlichen, 
wenn man sich einmal die Mühe nimmt und sich den 
Inhalt der Willenserklärung ausmalt: Als Zeichner 
(bezw. Genosse) verpflichte ich mich zum gemeinsamen 
Unternehmen einen Beitrag zu leisten, mit diesem 
Beitrag den Gläubigern zu haften, zu dulden, dass die 
Mehrheit über diesen Beitrag, wie über alle andern 
Einlagen durch Statuten massige Beschlüsse verfuge, 
-während des Bestehens des Mitgliedschaftsverhältnisses 
habe ich Anspruch auf den mir statutengemäss zu- 
fallenden Gewinn, bezw. auf die von der Generalver- 
sammlung festzusetzende Dividende, bei der Auflösung 
erhalte ich die meiner Einlage entsprechende Quote 
bezw. einen Teil dieser Quote, falls das Vermögen zur 
Entrichtung der ganzen nicht ausreicht, anderseits wahre 
ich mir das Recht, an der Generalversammlung teil- 
zunehmen, die Organe zur Verantwortung zu ziehen etc. 



3,9,1 zedbvGOOgle 



— 30 — 

Dass in einer derartigen Erklärung die Absicht 
enthalten sei, mit andern Personen zusammen ein 
Rechtssubjekt, Einen Willen herrschend über Ein Ver- 
mögen, zu schaffen, lasst sich doch mit Gewissheit 
nicht behaupten. 

2. Der Getamtaki.*) 

Diesen Rechtsbegriff erläutert Kuntze. 

Das Fundament der Korporation bilden mehrere 
Statusakte; ein einzelner ist, bildlich gesprochen, nur 
ein Stein des Fundamentes, wie ja ein einzelner Genosse 
kein Genosse, ein einzelnes Glied kein Mitglied sein 
kann. Mehrere Statusakte bilden den Gesamtakt, und 
eine Mehrheit von Mitgliedern bilden die Korpo- 
ration. 

Die Unterscheidung aber zwischen Vertrag und Ge- 
samtakt beruht bei Kuntze auf u. E. unzutreffenden 
Kriterien. Kuntze sagt S. 45: «Die Willensbindung 
muss es sein, die dem Vertrage specifisch (!) ist. Dem 
Gesamtakt als solchem ist das Moment der Willens- 
bindung fremd»; und weiter unten, S. 45: «Der Ge- 
samtakt zielt auf eine Rechtswirkung ausserhalb der 
Beteiligten». Kuntze betrachtet die Gründung eines 
Aktienvereins als einen Gesamtakt von besonderer 
Tragweite, wir dürfen also seine Definition vom Gesamt- 
akte auf dieselbe anwenden f 

a) Die Willensbindung ist dem Vertrag specifisch? 
Ist die Willensbindung nicht dem gesamten Obliga- 

') Vgl. KuLtze, Der Gesamtakt, «q neuer RechtsbegrilT', in der 
Festgabe der Leipziger Joris teofakultät fär Otto Malier, Leipzig iSga- 
Vgl. auch Gierke, Genoasenscbaßstbeorie. S. 133. 
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tioneorechte specifisch? Obligatio est juris vinculum, 
nicht bloss contractu s. Dem Vertrage ist vielmehr 
specifisch, dass der eine Kontrahent dadurch berechtigt 
wird, dass der andere sich verpflichtet, dadurch dass ! — 
Also der Causalnexus und damit die Gleichzeitigkeit 
zweier Rechtswirkungen ist dem Vertrag eigen, daher 
die Notwendigkeit der Annahmeerkläning innert ord- 
nungsgemässer Frist, sonst kommt ein Vertrag nicht 
zustande. Anders der einseitige Skripturakt: es ent- 
steht eine obligatio, Willensbindung ohne Annahme- 
erklärung (Grünhut, Wechselrecht I, S. 277). 

b. (Dem Gesamtakt ist das Moment der Willens- 
bindung fremd ; er zielt auf eine Rechtswirkung ausser- 
halb der Beteiligten, — der Gesamtakt geht über den 
Rechtskreis der Beteiligten hinaus!* 

Kuntze wendet diese Erklärung auch auf den Bun- 
desstaat an. Wir wollen aber hier nur untersuchen, in 
wiefern sie auf die Privatkorporation passt. 

Wohin richten sich denn die verschiedenen Willen 
beim Gesamtakt? Kuntze sagt S. 44: <sie treffen alle 
in einem Ziele zusammen», und S. 73: «die Gründung 
der Aktiengesellschaft (wie die Errichtung des Bundes- 
staates) geht auf Schaffung einer (neuen) Rechtssphäre!» 
Und dabei muss das Moment der Willensbindung fehlen, 
weil sonst ein Vertrag entsteht. 

Wir erheben nun hiegegen den Einwand: wenn 
den verschiedenen Willen, die alle auf das gleiche Ziel 
gehen, das Moment der Bindung unter sich fehlt, dann 
laufen sie also ganz zufällig parallel immer in einer 
Richtung fort bis ins Unendliche ! 

Und wenn die einzelnen Aktionäre nicht unter 
sich gebunden sind, wie soll da je etwas, sei es eine 
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juristische Person, sei es das Mitgliedschaftsrecht, ent- 
stehen ? 

Wir lehnen aus den a. a. O. dargelegten Gründen 
die Schöpfung einer Person ab, behaupten dagegen, 
dass dem Gesamtakt das Moment der Willensbindung 
so sehr eigen ist, als dem einzelnen Statusakt, der ein- 
seitigen Willenserklärung ; denn der Gesamtakt ist 
ja bloss die Mehrheit gleichartiger Akte, welche vor- 
handen sein muss, damit eine Korfioration, wie der 
Aktienverein vom Gesetz anerkannt wird. 

Eben weil die Genossen unter sich gebunden wer- 
den, entsteht das mitgliedschaftliche Verhältnis, und 
braucht es weiter nicht noch ein übergeordnetes von 
den Mitgliedern der Korporation geschaffenes Rechts- 
subjekt, das dann seines Daseins doch nicht sicher ist. 

Man kann eben auch durch einen einseitigen Akt 
gebunden werden, verpflichtet sein als Mitglied und 
berechtigt, ohne dass zum Vertrage Zuflucht genommen 
werden müsste ! 

3. Die Mitglieder. 

Es handelt sich hier darum, zunächst eine klare 
Definition für den Begriff" Mitgliedschaftsrecht aufzu- 
stellen, denselben scharf dem Frincip der obligatio 
gegenüber abzugrenzen. Wir fuhren den oben unter 
Statusakt angedeuteten Gedanken hier weiter aus: 

1. A verpflichtet sich dem B = einfache obligatio; 
nie Mitgliedschaft. 

2, A und B verpflichten sich dem C = mehrfache 
■ obligatio ; A und B treten infolge der Verpflich- 
tung gegenüber C unter sich in keinen nexus j 
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wenn A gegen B Regress nimmt, so geschieht 
dies auf Grund einer besondern Obligation. 
3. A, B und C verpflichten und berechtigen sich 
gegenseitig durch drei einseitige Erklärungen: 
so dass A aus demselben Rechtsakte dem B wie 
dem C, B aus demselben Rechtsakte dem A wie 
dem C, C aus demselben Rechtsakte dem A wie 
dem B verpflichtet wird = Mitgliedschaft. 

A kann nicht Mitglied des B allein sein (dies wäre 
eine Obligation) ; er muss zugleich Mitglied des C, und 
B und C müssen zugleich auch unter sich Mitglieder 
sein, sonst kommt ein Verein nicht zu stände. Es ist dies 
das Prin«ip allseitiger Verpflichtung mehrerer 
Personen. 

A wird dem B nicht allein direkt als Mitglied, son- 
dern auch als Mitglied des C, der selbst wieder Mit- 
glied von A und B ist, verpflichtet. 

Dies ist die tiefere Bedeutung des Tres 
faciunt collegium: denn zwei Personen stehen sich als 
Gläubiger und Schuldner gegenüber. Erst bei dreien ist 
es möglich, dass je zwei verpflichtet sind, weil sie je dem 
dritten zugleich verbunden sind, sodass der erste nicht 
bloss direkt, sondern auch noch durch den zweiten hin- 
durch dem dritten verpflichtet ist, und ebenso der zweite 
und dritte. So ist alles gegenseitig verbunden direkt 
und indirekt wie die Glieder eines Körpers. Und tritt 
nun noch ein vierter hinzu, so wird er durch die Eintritts- 
erklärung ohne Weiteres Mitglied des A, B, C direkt 
und indirekt durch die unter den letztern selbst schon 
bestehenden Beziehungen. Und sobald A nicht mehr 
Mitglied des B, ist er auch nicht mehr Mitglied des C. 
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Wir haben hietnit einen festen Begriff für das Mit- 
gliedschaftsrecht gefunden und können eine deutliche 
Grenze gegen das Gebiet des Obligationenrechtes ziehen. 

Das Obligationenrecht beruht auf dem Princip ein- 
facher, (bei Verträgen) gegenseitiger, und {bei Correal- 
verhältnissen) mehrfacher Verpflichtung. Dem Mitglied- 
schaflsrechte dagegen liegt das Princip allseitiger Ver- 
pflichtung mehrerer Personen zu Grunde. A ist dem 
C verpflichtet, weil er zugleich dem B, B dem C und 
C dem B verpflichtet ist. Für den gewöhnlichen Ver- 
ein sind daher drei Mitglieder erforderlich (für den 
Aktienverein nach O.-R. fünf).') 

Die Quelle aller Beziehungen zwischen den Mit- 
gliedern einer Korporation, eines Aktienvereins, einer 
Genossenschaft ist daher das auf dem Statusakte be- 
ruhende Mitgliedschaltsrecht , dessen Inhalt sich aus 
dem Statute und aus dem Gesetze ergiebt. 

Das Mitgliedschafts recht wirkt nun auch nicht bloss 
gegen Eine oder mehrere Personen, sondern regel- 
mässig gegen alle : gegen Ein Mitglied das Mitglied- 
schaftsrecht verletzen ist gleichbedeutend mit einer 
Verletzung aller übrigen Mitglieder. — Da alle (Mit-) 
Glieder unter sich verbunden sind, so ruft jede Regung 
und Bewegung eines (Mit-) Gliedes notwendigerweise 
eine Reaktion bei allen übrigen (Mit-) Gliedern hervor. 
— Daher ist es auch naturgemäss, dass die Minderheit 
der Mitglieder einer Korporation der Mehrheit weichen 
muss, insofern die Statuten nicht verletzt werden, d. h. 
die Mehrheit der Mitglieder nicht ihre mitgliedschaft- 
lichen Pflichten verleugnet. — 

') Wann ein Verein aufhört, dies ist eine andere Frage. 
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Bestreitet beispielsweise ein Aktionär dem Ver- 
waltungsrate gegenüber, dass er als Mitglied zu andern 
Leistungen als zur Einzahlung des Aktienbetrages könne 
angehalten werden, so verweigert er damit nicht etwa 
die Erfüllung einer Verpflichtung, welche ihm gegen- 
über den Organen oder einer juristischen Person obliegt, 
sondern er verneint damit, dass er als Mitglied gegen- 
über allen andern Mitgliedern zur betreffenden Leistung 
verbunden sei. 

Klagt ferner ein Genosse auf Ausschliessung eines 
andern, so geschieht dies als Mi^üed, und falls der 
Kläger obsiegt, mit der Wirkung, dass alle andern 
Genossen die Ausschliessung des Beklagten anerkennen 
müssen.') 

Die Behauptung, die Bilanz sei statutenwidrig er- 
weise aufgestellt und von der Generalversammlung ge- 
nehmigt worden, enthält zugleich die Beschwerde, dass 
der eine Teil der Mitglieder in seinen Rechten verletzt; 
bezw. dass der andere Teil seinen mttgliedschaftlichen 
Verpflichtungen nicht nachgekommen sei. — 

Aus dem Mitgiiedschaftsrechte heraus muss nun 
auch die Klage erklärt werden. Das einzelne Mitglied 
klagt nicht gegen das einzelne Mitglied, sondern gegen 
alle andern zusammen, bezw. alte diejenigen, welche 
das Mitglicdschaftsrecht durch Zustimmung verletzt 
haben. Das einzelne Mitglied wird nicht vom einzelnen 
Mitgliede belangt, sondern von allen anderen Mitglie- 
dern zusammen, weil es kraft Mitgliedschaftsrechtes 
allen zusammen verpflichtet ist. Daher ist die Mit- 

*J Anders bei der Kollektivgesellscbad : wird C auf Veranlassung 
des B ausgeschlossen, so kann A mit C trotzdem die Societät fortsetzen ; 
B muss dann gehen. 
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gl ied Schaftsklage keine in personam auf dare, dare facere 
und prjestare gerichtete actio, keine obligatorische Klage 
gegen einen oder mehrere Schuldner, sondern eine 
vermögensrechtliche Statusklage, mit welcher vom Mit- 
glied e vermöge Mitgliedschaftsrechtes (Zugehörigkeit 
zur Korporation) die Erfüllung der mi^UedschaftUchen 
Verpflichtungen von allen übrigen jeweiligen Mitglie- 
dern zusammen gefordert wird. 

Daher ist es aber auch notwendig, dass Organe 
da sind, welche als die natürlichen Vertreter (bei in- 
ternen Streitfällen) eines Teiles der Mitglieder (der 
Mehrheit oder der Minderheit), (nach Aussen) aller Mit- 
glieder des Vereines, auftreten. 

4. Die Organe. 

Begriff des Organs: In den Beschlüssen der 
Organe soll der Wille einer juristischen Person zum 
Ausdrucke gelangen ! 

Wir halten es nicht für überflüssig, zuerst einmal 
zu untersuchen, was eigentlich ein Organ vom juristisch- 
technischen Standpunkte aus bedeuten kann. Da der 
Ausdruck andern Gebieten entnommen ist, so dürfte 
es nicht unnütz sein, seine Bedeutung festzustellen auf 
dem Boden, auf welchem er gewachsen ist. 

Wir lesen etwa: ein Organ sei ein bestimmten 
Funktionen dienender Teil eines pflanzlichen oder 
tierischen Körpers. Dies scheint sehr einleuchtend. 
Setzen wir nun an Stelle des pflanzlichen oder tierischen 
Körpers die Korporation, welche ja nichts anderes als 
ein Körper, eine Menge unter sich zusammenhängender 
Glieder ist, so erhalten wir für die Organe desselben 
die folgende Definition: 
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Die Oi^ane bilden Teile der Korporation (aller 
Mi^lieder), welche für die Korporation (alle Mitglieder) 
bestimmte Funktionen ausüben. Demnach wäre also 
die Generalversammlung, ebenso der Verwaltungsrat etc, 
ein Teil aller Mitglieder, welcher für alle Mitglieder 
(Korporation) bestimmte Funktionen ausübt. Dies scheint 
uns richtig. — Die Anhänger der Lehre von der juri- 
stischen Person müssten dagegen sagen : die Organe 
sind Teile der juristischen Person, welche für die juri- 
stische Person bestimmte Funktionen ausüben \ i — 

Einzelne Organe: ZVr Venvaltungsrat des Aktien- 
vereins. Er ist ein Organ, d. h. es sind ihm bestimmte 
Funktionen übertragen, damit er dieselben an Stelle 
aller Mitglieder ausübe. Sind ihm die Funktionen von 
den Mitgliedern übertragen worden ? Die Frage ist zu 
verneinen, insoferne die Übertr^ung als Mandat oder 
dergleichen konstruiert werden sollte. — Der Verwal- 
tungsrat ist vielmehr als Organ ein Teil der Mitglieder- 
schaft, womit auch das schweizerische Obligationen recht 
übereinstimmt, wenn es verlangt, dass die Verwaltungs- 
räte Aktionäre sein müssen. — Vermöge welchen 
Rechtes übt er seine Befugnisse aus f — Es scheint uns, 
kraft Mitgliedschaftsrechtes. Der Verwaltungsrat ist 
unter den Mitgliedern selbst ja nur wieder ein engerer 
Kreis, der seine Befugnisse alle direkt aus den Statuten 
ableitet. Der Verwaltungsrat bildet daher einen Kreis 
von Mitgliedern, welchem kraft Statuten besondere 
Rechte und Pflichten zukommen, und welche bestimmte 
Funktionen für alle Mi^lieder ausüben. — Das Wahlrecht 
der Mitglieder ist ein Ausfluss des Mitgliedschaftsrechtes. 

Der Vorstand der Genossenschaft: Das deutsche 
Gesetz lässt nur Mitglieder der Genossenschaft in den 



3,9,1 zedbvGOÜgIf 



Vorstand zu, wie uns scheint mit Recht, wenigstens vom 
tandpunkte logischer Konsequenz und Rechtsbildung 
IS. — Nach schweizerischem Obligationenrechte können 
ich Nichtmitglieder der Genossenschaft Mitglieder des 
orstandes sein: Art, 695. Dies widerspricht aber dem 
egriffe Organ, weil ein Mandat oder Dienstvertrag 
Dtwendig wird, während es zum Wesen der Oi^ane 
;hört, dass sie ihre Befugnisse direkt aus der gleichen 
uelle ableiten wie die gewöhnlichen Mitglieder. — 
s ist eben alles mit^liedschaftliche Beziehung. Die 
nseitige Unterwerfung unter das Statut erzeugt Rechte 
id Pflichten gegenüber denjenigen, welche sich durch 
leiche Erklärung gebunden haben ; wer in die Körper- 
iiaft eintritt wird berechtigt und verpflichtet gegen- 
3er allen andern, wie diese alle unter sich es sind, 
ird Mitglied. Die Organe aber sind die mit beson- 
sren Rechten und Pflichten ausgestatteten Mitglieder, 
eiche als Teile der Korporation besondere Funktionen 
isüben, — welche als Mitglieder den andern Mitglie- 
ern verantwortlich sind. 

Die Generalversammlung : Die Generalversammlung 
eckt sich nicht mit der Gesamtheit der Mitglieder; 
iese bildet die Korporation, jene nur ein Organ der- 
;lben. Aber gerade deshalb ist sie nicht das Organ 
iner juristischen Person. Wäre sie das Organ einer 
esondem über den Mitgliedern stehenden Person, so 
äre sie eben das Sprachwerkzeug eines unsichtbaren 
nd unentdeckbaren Subjektes, und dann wären die 
[itglieder selbst wieder ohne Organ. Oder die 
«neral Versammlung müsste Organ sein einer juristi- 
;hen Person und der Mitglieder zugleich ! Oder end- 
ch es bleibt dann nur übrig, dass die Generalversamm- 
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lung nur Organ der Mitglieder ist, wovon wir, wie 
gesagt, überzeugt sind. — Dass der Wille der Mehr- 
heit in der Generalversammlung den Ausschlag giebt 
— insofern er die Statuten nicht verletzt — erklärt 
sich ebenfalls aus dem Mitgliedschaftsrechte. Es hat 
sich ja jeder Einzelne als Mitglied gegenüber allen 
andern verpflichtet, dem Beschlüsse der Mehrheit sich 
zu fügen. Darum ist die Generalversammlung das 
Organ aller Mitglieder, für welche sie gewisse Funk- 
tionen nach Maassgabe der Statuten ausübt. 

Juristische Natur der Verantwortlichkeit 
der Organe: Wir behandeln hier nur die Verantwort- 
lichkeit der Organe gegenüber den gewöhnlichen Mit- 
gliedern. Die Haftung nach Aussen') bietet keine 
Schwierigkeiten, ebenso wenig die Haftung der Pro- 
kuristen, Mandatare nach Innen. Dagegen ist die juri- 
stische Natur der Haftung der Organe gegenüber den 
Mi^liedern bestritten. Die Frage wird praktisch bei 
der Verjährung. Die Delictsklage ist nach einem Jahre 
seit Kenntnisnahme verjährt (O.-R., 69). Die Organe 
haften nun aber weder ex delicto noch ex contractu, 

'] Dei Eintrag ins Handelsregister ist nach 0.-R> eatscheidend : 
Vor dem Eintrage haften bei allen Korporationen die Handelnden unbe- 
schrankt in solidum. Nach dem Eintrage haften die Mitglieder als 
solche (aus allen zur Sache gehangen Rechtsgeschäften ) nach Masagabe 
ihm statutarischen VerpflichlUDgeD : also beim Aktien vereine bis zum 
AkticDbetrage, bei der Genossenschaft bis zu dem in den Slaluleo fest- 
gesetzten Betrage oder mit allem, was sie besitzen. Das kantonale 
Recht lässt bei angesehenen Vereinen, auch wenn dieselben nicht ein- 
getragen sind, die Mitglieder haften nach Maassgabe ihrer sCatutatischen 
VerpHichtungen, nicht die Handelnden. Diese Dinge sind klar ohne 
juristische Person ; denn das Mitgliedschaftsrecht ist aach hier der ent- 
«cheidcDde Faktor. 
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sie haften übcrliaupt nicht ex obligatioae. Die Kl^e 
des Aktionärs gegeo den Verwaltungsrat wäre sonst 
eine actio in personam, das Organ wäre Schuldner des 
Aktionärs. Nun sind aber weder die Organe den ge- 
wöhnlichen Mitgliedern, noch die Mitglieder unter ein- 
ander als Schuldner obstringiert, sie sind vielmehr 
wegen ihrer Eigenschaft als Mi^lied nach Maassgabe 
der Statuten einander verpflichtet. Es ist somit die 
Verantwortlichkeit der Organe auf das Mi^Uedschafts- 
recht in juristisch-konstruktiver Beziehung zu gründen. 
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Schlussbetrachtung. 



Wir kommen auf die eingangs gestellte Frage 
zurück: wie verhält sich das Mi^liedschaftsrecht, das 
Vermc^ensrecht einer natürlichen Person zu den Rechten 
einer juristischen Person? 

Dieser Frage liegt das Problem über den Wider- 
spruch zwischen Rechtsobjekt und Rechtssubjekt zu 
Grunde. Die Lösung des Konfliktes auf dem Gebiete 
des Privatrechtes ist nur dadurch möglich, dass der 
Konflikt als nicht bestehend nachgewiesen wird. Mit 
andern Worten: entweder das Rechtssubjekt siegt oder 
unterliegt. Wir haben uns für das Rechtsobjekt und 
damit flir das Rechtssubjekt der natürlichen Person 
entschieden. 

Wir (kihlen uns trotz der Entfernung, die zwischen 
dem modernen Aktienverein und der römischen privat- 
rechtlichen Korporation besteht, nicht im Widerspruche 
mit den römischen Juristen. Sagt doch Brinz (Pan- 
dekten III, 11 fdas Zweckvermögent, 2. Aufl., S. 456) 
ganz richtig: «Die römischen Juristen bemerken, dass 
man gewisse unpersönliche Dinge wie Personen be- 
handelt, denken aber nicht daran, dieselben in der 
divisio personarum unterzubringen, und kommen nur 
innerhalb der divisio rerum auf dieselben zu sprechen. > 

In der That ist nicht anzunehmen, dass einem. 
Gajus die Bedeutung des Begriffes einer juristischen 
Person, der Formulierung eines Rechtssubjektes ohne 
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tr.«ucjüicb«i Leib, Sr < 
gärigen wäre. Der Aasdr-jirk cocpis tabcrc o^cgii 
•ie^^^^tt ai.it dichtca sof Einco cbcr den cmz^Dcn Mit- 
gliedern fXti^adeo Willen als Träger von Rechten, die 
arca cotnm-jnis nicht aof ein von den Mitgliedem diesem 
Vii'.'.eo eingeräumtes Vermögen, und im jutm sive 
s^ndicns, perqoem. tamqaam in rcpablica, qnod com- 
m n D 1 1 c r agi äeriquc opixteat. agatnr fiat, scheint 
ificb auch nicht eine juristiMiie Poson zn ofimbaren. 
fr, I, J I qood cujusc. 3, + 

jenes si quid unnrer^itati defaetur siognUs noo de- 
betur, nee quod dcbet univcrsitas, »nguli debent, behält 
auch ohne juristische Person seinen vernünftigen Sinn, 
heute noch-, denn es ist klar, dass der Schuldner der 
universitas nicht jedem Einzelnen zur betreffenden 
Leistung verpflichtet ist, dass, wenn er der Korporation 
d. b. allen Jlitglicdem zusammen loo schuldet, er nicht 
jedem Einzelnen lOO schuldet. Und wenn der Sklave 
der Korporation zu Aussagen gegen die einzelnen Mit- 
glieder gezwungen werden durfte, so ist dies nur ein 
Beweis liir den praktischen Verstand der Römer, nicht 
für die Eiristenz einer juristischen Person, 

Gehörte der Sklave nicht dem einzelnen Milgliede 
zu Alleineigentum sondern allen Mitgliedern zusammen, 
so waren naturgemäss auch die Gründe tur die Aus- 
schliessung der Zeugen-Aussage nicht vorhanden. Es 
wäre auch sonderbar gewesen, wenn der Sklave einer 
umfangreichen Korporation gegen ein einzelnes Mitglied, 
das 'er vielleicht gar nie gekannt hatte, nicht hätte 
aussagen dürfen. Nee enim plurium servus videtur, sed 
corporis heisst der Sklave gehört nicht jedem Einzelnen 
von Mehreren, sondern zum Vermögen Aller. 
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Wie wenig praktisch übrigens gerade in diesen 
Dingen die Unterscheidung zwischen einer juristischen 
Person und den Gliedern der Korporation ist, beweist 
beispielsweise $ 37, 7 des Gerichtsorganisationsgesetzes 
vom 27. Juni 1895 des Kantons Basel-Stadt, nach 
welchem der Richter als Aktionär eines am Prozesse 
beteiligten Aktienvereins sich im Austritte befindet. 
Man könnte hier nämlich einwenden: causa corporis 
non est causa singulorum, die juristische Person hat 
eigentlich nichts zu thun mit dem einzelnen Mi^liede, 
dieses kann Richter sein in Sachen jener — und doch 
ist die gesetzliche Bestimmung durchaus vernünftig und 
notwendig. 



Es ist auffallend, dass der Aktienverein auch da, wo 
er nicht als Gesellschaft (wie bei Thöl, < Handelsrecht> 
(6. Aufl.), Demburg, «Preussisches Privatrecht»), sondern 
als juristische Person aufgefasst wird, im Handelsrechte 
seine Behandlung direkt hinter den Gesellschaften er- 
fahrt, und in Gesetzgebungen im Obligationenrechte 
untergebracht ist. Es lässt dies doch darauf schliessen, 
dass im Allgemeinen der Eindruck vorwiegt, Aktien- 
verein (und Genossenschaft) gehören in das Vermögens- 
recht und nicht in die Lehre von der Person, wie ja 
auch die Societas, die eigentliche Gesellschaft nicht 
unter Mehrheit physischer Personen, sondern ins Obli- 
gationenrecht, also Vermögensrecht gehört. 

Wir haben versucht die juristische Person als das 
den modernen korporativen Rechtsgebilden zu Grunde 
liegende Rechtsprinzip aufzuheben, durch das Mitglied- 
schaftsrecht zu ersetzen und damit den Accent ins Ver- 
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mögensrecht zu verlegen. Wir fassen das Resultat in 
den folgenden Zeilen zusammen: 

Während das Obligationenrecht auf dem Prinzip 
der einfachen Verpflichtung und bei Korrealverhält- 
nissen der mehrfachen Verpflichtung beruht, so ist dem 
Mitgliedschaftsrechte die allseitige Verpflichtung 
unter mehrern (mehr als zwei, beim Aktienverein fünf 
nach O.-R.) Personen eigen. Ein einseitiger Rechtsakt 
(Statusakt, Eintrittserklärung) genügt, um einer Reihe 
von Personen, Mitgliedern, gegenüber direkt und, weil 
alle unter sich verbunden sind, indirekt berechtigt und 
verpflichtet zu werden. Teile der Mitgliederschaft, 
Organe, üben bestimmte Rechte und Pflichten nach 
Maassgabe der Statuten für alle Mitglieder aus. Ein Organ 
besorgt auch die Vertretung nach Aussen, wenn nicht 
besondere Bevollmächtigte hiemit beauftragt sind. Dem 
Statuten massigen Mehrheitsbeschlüsse fügt sich die Min- 
derheit, weil dies zu den mitgliedschaftlichen Pflichten 
gehört. Das Vermögen gehört den Mitgliedern nach 
Quoten, darum haben sie Anspruch auf Gewinn und 
Anteil am Liquidation sergebnisse. Die Haftung der 
Mitglieder nach Aussen richtet sich nach ihren mit- 
gliedschaftlichen Verpflichtungen nach Innen, voraus- 
gesetzt dass die absoluten, insbesondere im Interesse 
der Gläubiger aufgestellten Normen des Gesetzes in 
den Statuten und sonst berücksichtigt sind und 
nicht verletzt werden. Die Übertragbarkeit des Mit- 
gliedschaftsrechtes beruht selbst wieder auf dem Mit- 
gliedschaftsrechte. Indem das Recht des einzelnen 
Mitgliedes verletzt wird, werden auch alle andern Mit- 
gliedschaftsrechte verletzt, resp. alle andern Mitglied- 
schaftspflichten nicht erfüllt. Darum wird auch nicht 
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von Einzelnen gegen den Einzelnen geklagt, sondern 
die einzelnen Mitglieder belangen bald die Organe (als 
Mitglieder) direkt oder nur als Organe, wobei dann die 
Klage auch gegen die gewöhnlichen Mi^Iieder gerichtet 
ist, oder es klagen die Organe als Mitglieder in ihrem 
eigenen Interesse, oder um zugleich die Rechte einer 
Minderheit oder Mehrheit von Mitgliedern zu wahren. 
Im Systeme steht das Milgliedschaftsrecht ebenbürtig 
neben dem Sachen- und Obligationenrechte. 

Und nun erklären sich auch gewisse eigentümliche 
Bestimmungen des schweizerischen Obligationenrechtes : 

Genossenschaften, bei welchen die einzelnen Ge- 
nossen unbeschränkt mit dem ganzen Vermögen haften, 
kraft mitgiiedschaftlicher Verpflichtung, und Vereine, 
bei welchen nach Aussen nicht alle Mitglieder, sondern 
nur die Handelnden und zwar unbeschränkt und soli- 
darisch haften, ohne dass infolge dieser singularen Be- 
stimmung das Mitgliedschaftsrecht in die Brüche geht. 
Vom Standpunkte der juristischen Person aber sind 
diese Dinge unerklärlich. DieKonstruktion der juristischen 
Person ist — was das moderne Privatrecht anbelangt — 
ebenso sehr gekünstelt als in der Anwendung bei kon- 
kreten RechtsfäUen unbrauchbar. In den Prozesslallen 
handelt es sich stets um Verletzung von Mitgliedschafts- 
rechten. Man braucht nur die reichsgerichtlichen Ent- 
scheidungen der letzten Jahrzehnte, soweit sie das 
Aktienvereinsrecht betreffen, zu vet^leichen, und man 
wird uns vollständig beipfHchten. 
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Anhang. 

Die Stiftung. 

Ist die Stiftung Rechtssubjekt oder Rechtsobjekt f 

Die Stiftung hat für die irdische Welt nur insoferne 
eine rechtliche Bedeutung, als sie der natürlichen Person, 
dem Menschen, einen ökonomischen Nutzen bietet. 
Ihering hat dies klar erkannt. Darum muss nun auch die 
juristische Formulierung der Stiftung vom Standpunkte 
des Vermögensrechtes der natürlichen Person aus unter- 
nommen werden; denn der ökonomische Nutzen kommt 
in Wahrheit — in Verhältnissen wenigstens, wo Ordnung 
und Gesetz herrscht — nur dem zu Gute, der eine 
rechtlich geschützte Herrschaft ausübt, dem ein klag- 
barer Anspruch zusteht. 

Die Verwaltut^ eines Stiftungsgutes ist daher etwas 
so sekundäres wie die Verwaltung irgend eines andern 
Vermögens ; es ist die juristische Natur des Anspruches 
der Nutzungsberechtigten und die Frage nach dem 
Eigentum am Stiftungsvermögen, welche das Problem 
für die rechtliche Konstruktion bilden. 

Das Eigentum: Nicht der Wille des Stifters 
bleibt Eigentümer! Das Eigentum ist das volle Herr- 
schaftsrecht. Der Stiftungswille müsste also irgend 
wann einmal, jedenfalls aber in dem Momente, wo 
Destinatare infolge veränderter Verhältnisse nicht mehr 
denkbar sind, die plena proprietas, die volle Verfugung 
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über die Substanz des Vermögens geltend machen 
können. Der Stifter müsste mit dem Vermögen wie 
mit ledig und frei gewordenem Privateigentum schalten 
lind walten können. Hievon kann aber aus verschiedenen 
nahe liegenden Gründen gar nicht die Rede sein. 

Eigentümer ist daher derjenige, welcher laut 
Stiftungsurkundc das Eigentum erwirbt, und der nach 
Wegfall aller Destinatare die plena proprietas ausüben 
kann. 

Eventuell: bei bona vacantia der Staat. Hieran 
vird nichts geändert, wenn die Gesetze bestimmen, 
dass der Staat bei der Verwendung des Vermögens 
die ursprüngliche Absicht des Stifters möglichst berück- 
sichtigen soll. ') 

Das Nutzungsrecht: das Nutzungsrecht haben die 
Destinatare, ein Kreis von Personen mit gleichen Rechten 
und wohl auch Pflichten nach Maassgabe der Stiftungs- 
urkunde, deren Bestimmungen sie unter einander zu 
beobachten sich verpflichtet haben; denn der Eintritt 
in den Kreis der Destinatare beruht ebenfalls auf einem 
einseitigen Statusakte, der einseitigen Erklärung, als 
Destinatar den andern Destinataren, und auch der Ver- 
waltung, gegenüber berechtigt und verpflichtet zu werden. 

Die Verwaltung: Die Verwalter sind die Vertreter 
des Eigentümers und der Destinatare, deren Rechte sie 
zu wahren und zu realisieren haben. Der Stifter selbst 
hat keine Rechte mehr, so wenig als der verstorbene 
Erblasser am Nachlasse. 

Die Entstehung der Stiftung: die Grundlage 
bilden verschiedene einseitige Rechtsakte. Der Stiftungs- 

') Solche BcstimmuDgea ftoden sich in verschiedenen kantonalen 
Gesetzen; vgL Huber, Schveizeriiches Privatrecbt I. S. 175. 
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akt ist ein einseitiger Rechtsakt, durch welchen das Ver- 
mögen dem Nutzungsrecht der Destinatare, dem Eigen- 
tum irgend einer Person oder eines Personen Verbandes 
unterworfen wird. Die Erklärungen der Destinatare, 
des Staates etc., durch welche dieselben Rechte und 
Pflichten nach Maassgabe der Stiftungsurkunde erwerben, 
sind einseitige Rechtsakte. Ebenso beruht die Über- 
nahme der Verwaltung auf einseitigem Rechtsakte. Das 
Stiftungs vermögen ist daher Rechtsobjekt, und gehört 
als solches in das Vermögensrecht, Das Recht des 
Destinatars ist wie das Mitglied schaftsrecht ein rein ver- 
mögensrechtliches Statusrecht. Die Klage des Destinatars 
ist weder eine dingliche noch eine obligatorische Klage, 
und ist im Gajischen Aktionensysteme nicht ausgebildet.') 
Der Anspruch des Destinatars gründet sich vielmehr auf 
die Zugehörigkeit zum Kreise der Nutzungsberechtigten, 
auf den vermögensrechtlichen Status, und auf die 
statutarischen Verpflichtungen aller andern Destinatare. 
Im Systeme gehört das Recht des Destinatars wie das Mit- 
gliedschaftsrecht unter die vermögensrechtlichen Status- 
rechte, und nicht in die Lehre vom Rechtssubjekte. 

') Vgl. dagegen fUr du spätere röm. Recht Ihering, Geist IV 
§ 6i S. 360, übet die actio popularis. 
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